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Essen: Parteibüro eines CDU-Bundestagsabgeordneten beschmiert 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die CDU Essen ist erneut Ziel einer mutmaßlich politisch motivierten Sachbeschädigung ge-
worden. Unbekannte beschmierten die Geschäftsstelle des CDU-Kreisverbands an der Blü-
cherstraße sowie das Bundestagsabgeordnetenbüro von Matthias Hauer mit roter Farbe. Auf 
den Wänden und im Eingangsbereich hinterließen die Täter politische Parolen und Gewaltauf-
rufe. Zu den aufgesprühten Schriftzügen gehörte unter anderem die Parole: „Kriegstreiber an-
greifen! Sozialismus erkämpfen!“1 
 
Der Essener CDU-Vorsitzende Matthias Hauer macht Linksextremisten für die Tat verantwort-
lich. In einer Stellungnahme betonte er, dass demokratische Auseinandersetzungen durch Ar-
gumente und nicht durch Sachbeschädigungen geführt würden. Die CDU werde sich durch 
solche Angriffe nicht einschüchtern lassen und ihre politischen Positionen weiterhin vertreten. 
Nach Hauers Angaben reiht sich der Vorfall in eine Serie ähnlicher Angriffe auf die CDU in 
Essen ein. Im Jahr 2025 wurden rund um die Geschäftsstelle bereits fünf vergleichbare Sach-
beschädigungen registriert. Die meisten dieser Vorfälle ereigneten sich in zeitlicher Nähe zu 
Wahlen. Der aktuelle Angriff ist der erste bekannte Vorfall dieser Art im Jahr 2026. In den 
Jahren 2023 und 2024 wurden zudem insgesamt fünf CDU-Fahrzeuge beschädigt und zer-
kratzt. Hauer hält es für möglich, dass die Taten von derselben Person oder Gruppierung ver-
übt wurden. Als Indizien nennt er die wiederkehrende Verwendung roter Farbe, ähnliche poli-
tische Botschaften, identische oder vergleichbare Symbole sowie Übereinstimmungen bei 
Handschrift und Tatorten. Die CDU kündigte an Strafanzeige zu erstatten.2 
 
 
Der Minister des Innern hat die Kleine Anfrage 8277 mit Schreiben vom 29. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister der Justiz beantwortet. 
 
 

 
1 Vgl. https://apollo-news.net/kriegstreiber-angreifen-sozialismus-erkmpfen-bro-von-cdu-mdb-in-essen-
beschmiert/. 
2 Ebenda. 
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1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen  
Ermittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie  
Straftatbestände aufschlüsseln.) 

 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 
 
3. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

(Bitte Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Die Fragen 1, 2 und 3 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.  
 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Essen hat dem Ministerium der Justiz unter dem 02.07.2026 
im Wesentlichen berichtet, bei seiner Behörde sei wegen des mit der Kleinen Anfrage 
angesprochenen Vorfalls ein Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt wegen 
Sachbeschädigung geführt worden. Es sei am 29.06.2026 eingestellt worden, da die 
polizeilichen Ermittlungen zur Identifizierung des oder der unbekannten Tatverdächtigen ohne 
Ergebnis geblieben seien. 
 
 
4. Welchem politisch motivierten Spektrum (PMK: links, rechts, Ausländische  

Ideologie, Religiöse Ideologie oder sonstige Zuordnung) wird dieser Anschlag  
zugeordnet? 

 
Dem vorbezeichneten Bericht des Leitenden Oberstaatsanwalts in Essen zufolge wird die 
Sachbeschädigung dem linksextremistischen Spektrum zugeordnet. 
 
 
5. Aus welchen vermeintlichen Gründen/Motiven steht die CDU im Fokus von Links-

extremisten? 
 
Die Ablehnung des aktuellen politischen Systems tritt bei Linksextremistinnen und Linksextre-
misten verstärkt in den Fokus. Diese Feststellungen konnten insbesondere während des Bun-
destagswahlkampfs im Jahre 2025 getätigt werden.  
 
Die Platzierung eigener politischer Inhalte und die Ablehnung der Diskussionen und Pläne im 
Rahmen einer Verschärfung der Asyl- und Migrationspolitik sind hierbei Gründe. Hier lautet 
der Vorwurf etwa gegenüber der CDU, mit ihrer Politik maßgeblich für einen gesellschaftlichen 
„Rechtsruck“ verantwortlich zu sein. Dies führt dazu, dass die CDU von Aktionen des linksext-
remistischen Personenpotentials betroffen sein kann. 
 
 
 


